
Vorsicht bei der Abgabe von Chemikalien
Illegale Herstellung von Sprengstoff möglich

> Um die illegale Herstellung von Spreng-
stoffen und damit die Durchführung 
terroristischer oder krimineller Anschlä-
ge zu erschweren, wurde der Zugang für 
private Endverbraucher zu bestimmten 
Chemikalien durch die Verordnung über 
die Vermarktung und Verwendung von 
Ausgangsstoffen für Explosivstoffe (EU-VO 
2019/1148) erschwert. 
	 Bitte beachten Sie in diesem Zusam-
menhang, dass bei der Abgabe von Che-
mikalien im Gegensatz zu Arzneimitteln 
für die Apotheke kein Kontrahierungs-
zwang besteht! 

Um welche Chemikalien geht es in dieser 
Verordnung?
Nachfolgende Tabelle 1 listet diejenigen 
Stoffe auf, bei denen es verboten ist, diese 

Nachfolgende Stoffe sind zur Sprengstoffherstellung verwendbar!
Besondere Vorsicht bei der Abgabe! Meldepflicht für verdächtige Transaktionen  
und Diebstähle!

Tabelle 1*: Abgabeverbot an Privatpersonen bei Überschrei-
tung des Grenzwertes, Meldepflicht bei verdächtigen Transak-
tionen

Stoffname Grenzwert
Ammoniumnitrat 16 Gew.-%
Kaliumchlorat 40 Gew.-%
Kaliumperchlorat 40 Gew.-%
Natriumchlorat 40 Gew.-%
Natriumperchlorat 40 Gew.-%
Nitromethan 16 Gew.-%
Salpetersäure   3 Gew.-%
Schwefelsäure 15 Gew.-%
Wasserstoffperoxidlösungen 12 Gew.-%

Quelle: EU-VO 2019/1148, Anhang I: Stoffe, die Mitgliedern der Allgemein-
heit weder als solche noch in Gemischen oder in Stoffen, die diese Stoffe 
enthalten, bereitgestellt werden dürfen, wenn ihre Konzentration die 
angegebenen Grenzwerte übersteigt

*Für die Abgabe von Stoffen des Anhangs I in einer Konzentration, die über 
der in Spalte 2 liegt (beschränkte Ausgangsstoffe) an berufliche Verwender, 
ist zusätzlich eine schriftliche Erklärung des Kunden nach 
Vorlage des Anhangs IV der Verordnung einzuholen.

Tabelle 2: Zur Sprengstoffherstellung außerdem verwendbar, 
Meldepflicht bei verdächtigen Transaktionen

Stoffname
Aceton
Aluminiumpulver
Calciumnitrat
Hexamin
Kaliumnitrat
Kalkammonsalpeter
Magnesiumnitrat-Hexahydrat
Magnesiumpulver
Natriumnitrat  

Quelle: EU-VO 2019/1148, Anlage II: Stoffe, die als solche oder in 
Gemischen der Meldepflicht für verdächtige Transaktionen unter-
liegen
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weder als solche noch in Gemischen an 
private Endverbraucher abzugeben, so-
fern ihre Konzentration die nachfolgend 
angegebenen Grenzwerte übersteigt. Ta-
belle 2 listet zusätzliche Stoffe auf, die für 
die Sprengstoffherstellung genutzt wer-
den können, die aber an private Endver-
braucher abgegeben werden dürfen, so-
fern der Verwendungszweck plausibel ist 
und kein Verdacht auf unerlaubte Spreng-
stoffherstellung besteht. 

Beschränkte Ausgangsstoffe müssen 
bei Abgabe an berufliche Verwender mit 
dem Hinweis gekennzeichnet werden, 
dass es sich um beschränkte Ausgangs-
stoffe handelt und diese nicht an Privat-
personen ab- oder weitergegeben oder 
von diesen verwendet werden dürfen.
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In jedem Fall hat der berufsmäßige Ver-
wender bei erstmaligem Erwerb und 
danach mind. einmal jährlich oder bei 
Änderung der Bestellung neben dem 
Identitätsnachweis eine Erklärung mit An-
gabe des Verwendungszwecks, des Abga-
bedatums, der Stoffbezeichnung und der 
abgegebenen Menge nach Vorlage des 
Anhangs IV der EU-Verordnung abzuge-
ben. Die Erklärung ist 18 Monate ab dem 
Datum der Transaktion aufzubewahren.  
Als Identitätsnachweis darf der Apothe-
kenmitarbeiter bei der Abgabe einen gül-
tigen amtlichen Ausweis des Erwerbers 
verlangen. 

Der Apothekenleiter muss sicher-
stellen, dass die im Verkauf tätigen Mit-
arbeiter regulierte Ausgangsstoffe der 
Explosivgrundstoffverordnung sowie 
die Abgabebeschränkungen und Mel-
depflichten kennen und beachten. Es 
empfiehlt sich eine Unterweisung mit 
Dokumentation. 

Für alle hier gelisteten Stoffe (Ta-
belle 1 und Tabelle 2) gilt, dass eine ver-
dächtige Transaktion sowie erhebliches 

Abhandenkommen und Diebstahl unver-
züglich dem zuständigen Landeskriminal-
amt (LKA) gemeldet werden müssen!

Was ist eine verdächtige Transaktion?
Eine verdächtige Transaktion ist jeder (ver-
suchte) Erwerb, auch unter Beteiligung 
gewerblicher Verwender, bei welchem der 
begründete Verdacht besteht, dass der 
betreffende Stoff bzw. das betreffende 
Gemisch (siehe Tabelle 1 und Tabelle 2) für 
die unrechtmäßige Herstellung von Explo-
sivstoffen bestimmt ist. 
	 Einzelheiten zu den Verdachtskrite-
rien wie z. B. Auftreten des Kunden (ner-
vös, unsicher), unübliche Bestellmengen, 
Kunde wehrt sich gegen Identitätsfest-
stellung oder gibt verdächtige Geschäfts-
praktiken vor, entnehmen Sie bitte den 
Informationen aus dem Flyer des Bundes-
kriminalamtes (s. u.).

Wem muss der Apotheker/die Apothekerin 
eine verdächtige Transaktion wie melden?
Verdächtige Transaktionen in unserem 
Kammergebiet sind unverzüglich dem 

LKA NORDRHEIN-WESTFALEN

Verdächtige Transaktionen sind unverzüg-
lich dem LKA NRW,  Telefon: 0211 939-0, 
Email: monitoring-ausgangsstoffgesetz@
polizei.nrw.de oder jeder anderen Polizei-
dienststelle zu melden. 

Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen 
per Telefon unter 0211 939-0 oder per 
Email an monitoring-ausgangsstoffgesetz 
@polizei.nrw.de oder an jede andere Po-
lizeidienststelle zu melden. Zu melden 
sind möglichst genaue Angaben zum 
Ankaufversuch und eine Beschreibung 
des Kunden. Bitte beachten Sie vor allem 
auch, dass Dokumente, die der Kunde an-
gefasst hat, aufgrund der Fingerabdrücke 
und DNA-Spuren aufzubewahren sind 
und die Meldung ohne unangemesse-
ne Verzögerungen zu erfolgen hat, auch 
wenn die Transaktion abgelehnt wurde. 
	 Nähere Informationen zum Inhalt der 
Meldung entnehmen Sie den nachstehen-
den Handlungsempfehlungen. <

Auszug aus dem Flyer des Bundeskriminalamtes S011, 65173 Wiesbaden (3/2021)

Verdachtskriterien* 
(insbesondere für den stationären Handel) 

 
1. Auftreten des Kunden: 

➢ Nervöser Eindruck, unsicheres Auftreten  
➢ Gibt ausweichende Antworten auf Nachfragen 

2. Identität des Kunden: 
➢ Kunde ist nicht bereit seine Identität, seinen Wohnsitz 

oder ggf. Eigenschaft als gewerblicher Verwender oder 
Wirtschaftsteilnehmer nachzuweisen. 

➢ Kunde ist nicht bereit zur Überprüfung der Identität einen 
gültigen amtlichen Ausweis vorzulegen bzw. eine 
Anschrift und Telefonnummer anzugeben. 

➢ Die Bestellung geht von einer unbekannten Firma aus. 
3. Geschäftspraktiken: 

➢ Als Lieferanschrift oder Absender der Bestellung ist eine 
Privatadresse oder ein Postfach angegeben. 

➢ Bestellungen in unregelmäßigen, nicht nach-
vollziehbaren Abständen, einer ungewöhnlichen Menge, 
Kombination oder Konzentration bzw. ohne 
offensichtlichen Bedarf 

➢ Kunde besteht auf ungewöhnlichen Zahlungsmethoden 
(z.B. Barzahlungen, Ablehnung von anderen 
Zahlungsweisen, Anbieten eines überhöhten Preises). 

➢ Bestellungen von Universitäten oder bekannten Firmen 
zu den üblichen Konditionen sollen an eine Privatperson 
geliefert werden. 

➢ Ohne erkennbaren Grund veränderte Bestellpraxis oder 
keine schriftliche Bestellung 

4. Liefermethoden: 
➢ Verdächtige Übergabemodalitäten  

(z.B. Übergabe an Parkplatz oder Bahnhof) 
➢ Liefer- und Beförderungskosten übersteigen Warenwert  

5. Verwendung der Erzeugnisse: 
➢ Kunde verweigert konkrete Angaben zur Verwendung. 
➢ Kunde scheint sich über Verwendung nicht im Klaren, mit 

ihr nicht vertraut, kann sie nicht plausibel begründen. 
 

* Weitere Kriterien siehe Leitlinien der EU (erhältlich unter eur-lex.europa.eu)  

Handlungsempfehlungen 

 
➢ Setzen Sie sich keiner Gefahr aus! 
➢ Verweigern Sie im Zweifelsfall den Verkauf.  
➢ Beachten Sie die gesetzlichen Abgabevorschriften 

(insbesondere Art. 5 der Verordnung (EU) 2019/1148). 
➢ Zulässige Überwachungskameras in Betrieb halten. 
➢ Informieren Sie unverzüglich die Polizei! 

 
 
  Was ist zu melden?* 

 
➢ Genaue Angaben zum Ankaufversuch  

(Ort, Zeit, Chemikalie, Menge, Angaben des Kunden)  

➢ Personalien des Kunden 

➢ Möglichst detaillierte Beschreibung des Kunden 
(Größe, Körperbau, Frisur, Haarfarbe, scheinbares Alter, 
Tätowierungen, Piercings, Narben, Brille und / oder andere 
Unterscheidungsmerkmale) 

➢ Angaben zum Kundenfahrzeug  
(Kennzeichen / Typ / Farbe) 

Bewahren Sie alle Quittungen, personenbezogene Angaben und 
 Aufzeichnungen von Videoüberwachungssystemen sorgfältig auf.  
 Dokumente, die der Kunde angefasst hat, sind aufgrund der 
 Fingerabdrücke und DNA-Spuren aufzubewahren. 

Die Meldung hat   innerhalb von 24 Stunden zu erfolgen, nachdem 
die Transaktion als verdächtig eingestuft wurde (auch wenn die 
Transaktion abgelehnt wurde). 

 

*       * Weitere Hinweise zur Abgabe der Meldung siehe Leitlinien der EU (erhältlich unter eur-lex.europa.eu)  
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Abgabebestimmungen 
für Chemikalien
Wie erhalte ich Informationen?

 

>  Sind Sie bei der Abgabe einer angefrag-
ten Chemikalie unsicher, ob, unter welchen 
Bedingungen, und an welchen Empfänger 
Sie diese abgeben dürfen, empfehlen wir  
einen Blick in die alphabetisch sortier-
te Chemikalien-Auflistung (Auszug aus 
der Liste, s. u.) der ABDA über die Abga- 

bevorschriften, getrennt nach privaten 
und beruflichen Verwendern, die unter 
www.abda.de, Rubrik „Für Apotheker > 
Arbeitsschutz > Abgabe von Chemikali-
en“, unter den Arbeitshilfen zur Verfügung 
steht. < 
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Weitere chemische Substanzen – alphabetisch
Stoffe und 
Gemische

Abgabe-
beschrän-
kungen
- § 3 Abs. 1 
ChemVerbotsV
- VO (EU) 
2019/1148 Art. 5 
Abs.1 in Vbdg. 
mit Anhang 1

Keine uner-
laubte Ver-
wendung o-
der Weiter-
veräußerung
- § 8 Abs. 3 Nr. 1
ChemVerbotsV
- GÜG

Identitätsfest-
stellung Erwer-
ber/Empfänger4

- § 9 Abs. 2 Nr.1 
ChemVerbotsV
- GÜG
- § 9 AusgStG
- VO (EU) 2019/1148 
Art. 8 Abs. 2

Erwerber 
und Em-
pfänger
mind. 
18 J.
§ 8 Abs. 3 Nr. 
3 ChemVer-
botsV

Dokumen-
tation
- im Abga-
bebuch5

§ 9 Abs. 2 Nr. 2 
ChemVerbotsV
- EVE7

nach GÜG

Abgabebuch 
mind. 5 Jahre 
nach dem 
letzten Ein-
trag aufbe-
wahren
§ 9 Abs. 3 Chem-
VerbotsV

Unterrichtung 
über Gefahren, 
Vorsichtsmaß-
nahmen u. Ent-
sorgung durch 
Abgebenden
§ 8 Abs.3 Nr. 2 Chem-
VerbotsV

Verbot der 
Selbst-
bedienung
§ 8 Abs. 4
ChemVerbotsV

Verbot der 
Abgabe auf 
dem Ver-
sandweg
§ 10 ChemVer-
botsV

Meldung ver-
dächtiger 
Transaktionen,
Abhandenkom-
men, Diebstahl6
- VO (EU) 2019/1148 
Art. 9 Abs. 4 
- § 9 Abs. 2 AusgStG 
- GÜG

Endverbleibs-
erklärung (EVE) 
nach GÜG vom 
Empfänger an 
Apotheke und 
von Apotheke 
an den Liefe-
ranten7

2-Acetamidobenzoe-
säure
(N-Acetylanthranilsäure)
(GÜG)

X X EVE verpflichtend GÜG Kat. 19

EVE erforderlich

Acetanhydrid 
(Essigsäureanhydrid)
(GÜG)

X X
ab 100 l/Jahr

EVE
ab 100l/Jahr verpflichtend

GÜG Kat. 2A10

EVE 
ab 100 l/Jahr

Aceton14

(VO (EU) 2019/1148 Anhang 2) X
Vorlage des amtli-
chen Ausweises 
empfehlenswert

verpflichtend
GÜG Kat. 3

Dokumentation 
bei EU-Ausfuhr(GÜG)

N-Acetylanthranilsäure 
(2-Acetamidobenzoe-
säure)
(GÜG)

X X EVE verpflichtend GÜG Kat. 19

EVE erforderlich

Alpha-Phenylacetoace-
tamid (APAA)
(GÜG)

X X EVE verpflichtend GÜG Kat. 19

EVE erforderlich

Alpha-Phenylacetyl-Ace-
tonitril (APAAN)
(GÜG)

X X EVE verpflichtend GÜG Kat. 19

EVE erforderlich

Aluminiumpulver14

(VO (EU) 2019/1148 Anhang 2)
Vorlage des amtli-
chen Ausweises 
empfehlenswert

verpflichtend

1Gemäß § 8 Abs. 2 ChemVerbotsV dürfen die in Anlage 2 aufgeführten Stoffe und Gemische auch von einer beauftragten Person abgegeben werden, die mind. 18 Jahre alt und zuverlässig ist und von einer Person, die sachkundig ist, über die 
Eigenschaften der abzugebenden Stoffe und Gemische und über die mit ihrer Verwendung verbundenen Gefahren und über die einschlägigen Vorschriften belehrt worden ist; es ist in jedem Fall ein Sicherheitsdatenblatt mitzugeben
2Für die Apotheke ggf. zu beachten: Abgabeverbote für CMR-Stoffe Kat. 1A bzw. 1B (Nr. 28, 29, 30), Quecksilber- und Bleiverbindungen, Chloroform, Dichlorethan, 2-Naphthylamin
http://www.reach-clp-biozid-helpdesk.de/de/REACH/Zulassung-Beschraenkung/Beschraenkung/Anhang-XVII/Anhang17.html
3Die Vorgaben gelten nur dann, wenn die Stoffe nicht grundsätzlich von der Abgabe an die breite Öffentlichkeit ausgenommen sind (siehe Fußnote 2, Anhang XVII REACH)
4Identität des Erwerbers, im Falle der Abholung Identität der Empfangsperson und Auftragsbestätigung mit Verwendungszweck und Identität des Erwerbers
5Dokumentation mit Angaben zu Art und Menge der abgegebenen Stoffe oder Gemische, Datum der Abgabe, Verwendungszweck, Angabe, ob die Abgabe zu Forschungs-, Analyse- oder Lehrzwecken erfolgt, Name des Abgebenden, Name und 
Anschrift des Erwerbers, im Falle der Abholung zusätzlich Name und Anschrift der Empfangsperson, Unterschrift des Erwerbers oder der Empfangsperson
6Meldung zu Explosivgrundstoffen an das zuständige Landeskriminalamt innerhalb von 24 Stunden (gemäß § 9 Abs. 2 AusgStG dürfen personenbezogene Daten zur Identität des Erwerbers erhoben und bis zur Meldung gespeichert werden) bzw. bei 
Stoffen, die unter das GÜG fallen, an die Gemeinsame Grundstoffüberwachungsstelle Zollkriminalamt/Bundeskriminalamt (GÜS) beim Bundeskriminalamt 65173 Wiesbaden, Tel: 0611/5514008  /5514888 oder …/5514086
7Endverbleibserklärung = Erklärung des Erwerbers über genauen Verwendungszweck bzw. die genauen Verwendungszwecke der erfassten Stoffe (Muster siehe VO (EG) Nr. 273/2004, Anhang III); Aufbewahrungsfrist 3 Jahre; Kopie für Erwerber
8Abgabe nur an Erwerber mit Erlaubnis nach Anhang I Nr. 4.3.1 Abs. 1 GefStoffV oder mit Befähigungsschein nach Anhang I Nr. 4.3.1 Abs. 2 GefStoffV 
9Die Stoffe der Kategorie 1 dürfen nur abgegeben werden, wenn der Erwerber eine Erlaubnis vom BfArM hat (die Apotheke hat diese Erlaubnis mit der Betriebserlaubnis für den apothekenüblichen Rahmen)
10Für den Erwerb von Stoffen der Kategorie 2 ist eine Registrierung (der Apotheke und bei Stoffen der Kategorie 2A auch des Erwerbers) erforderlich, wenn der jährliche Schwellenwert überschritten wird
11Für den Fall, dass das Gemisch brandfördernd (GHS03) ist
12Die Ausfuhr von FAM (Human- und Tierarzneimittel), die Ephedrin, Pseudoephedrin oder deren Salze enthalten, in Nicht-EU-Staaten, ist genehmigungspflichtig
13Ab 1. Juni 2019 benötigt der Abgebende die erforderliche Sachkunde gemäß § 11 Abs. 1 ChemVerbotsV
14 Der Apothekenleiter muss nachweislich sicherstellen, dass der Abgebende weiß, dass dieser Stoff ein regulierter Ausgangsstoff für Explosivstoffe ist, welche Abgabebeschränkungen beachtet werden müssen und welche Meldepflichten ggf. bestehen
15Beim Erwerb eines beschränkten Ausgangsstoffs gemäß VO (EU) 2019/1148 Art. 5 Abs.1 in Vbdg. mit Anhang 1 hat der berufsmäßige Verwender bei erstmaligem Erwerb und danach mind. einmal jährlich oder bei Änderungen in der Bestellung 
neben der Identifikation eine Erklärung nach Vorlage Anhang IV der VO abzugeben https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32019R1148&from=EN (VO (EU) 2019/1148 Art. 8 Abs.2); Aufbewahrung der Erklärung: 18 Monate
16Hinweis auf der Kennzeichnung, dass es sich um einen beschränkten Ausgangsstoff handelt und dieser nicht an Privatpersonen ab- oder weitergegeben oder von diesen verwendet werden darf

WWW.ABDA.DE

Bei dieser Liste handelt sich es nur um einen Auszug. Auf der Website der ABDA 
(Rubrik „Für Apotheker > Arbeitsschutz > Abgabe von Chemikalien“) finden Sie eine 
alphabetisch sortierte Chemikalien-Auflistung.
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